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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über ihre Bemühungen zur Stärkung der 
gesetzgeberischen Befugnisse des Europäischen Parlaments 2005 


Der Berichtszeitraum war vor allem geprägt von den ne- 
gativen Voten der Bürger in Frankreich und den Nieder- 
landen in den Referenden zum „Vertrag über eine Verfas- 
sung für Europa“, den die Staats- und Regierungschefs 
bereits am 29. Oktober 2004 in Rom unterzeichnet hatten. 
Das Inkrafttreten des Verfassungsvertrages, der eine wei- 
tere deutliche Stärkung des Europäischen Parlaments und 
damit der demokratischen Legitimation der Europäischen 
Union vorsieht, verzögert sich durch den Ausgang dieser 
Referenden und wird von politischen Kräften in einigen 
Mitgliedsstaaten sogar komplett in Frage gestellt. 

Die Bundesregierung hatte bereits vor den Referenden in 
Frankreich und den Niederlanden das Ratifikationsver- 
fahren eingeleitet. Der Deutsche Bundestag stimmte dem 
Verfassungsvertrag am 12. Mai 2005, der Bundesrat am 
27. Mai 2005 zu. Die Ausfertigung des Zustimmungs- 
gesetzes hat der Bundespräsident allerdings bis zur Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts über die Kla- 
gen von Dr. Peter Gauweiler, MdB (Organstreitverfahren 
und Verfassungsbeschwerde) ausgesetzt. 

In der Europäischen Union setzte sich die Bundesregie- 
rung auch nach den Abstimmungen in Frankreich und 
den Niederlanden für die Fortführung des Ratifikations- 
prozesses ein. In diesem Zusammenhang hat der Europäi- 
sche Rat am 16. und 17. Juni 2005 eine Reflexionsphase 
zum weiteren Vorgehen vereinbart. Damit wird der Pro- 
zess offen gehalten und Versuchen, den Verfassungsver- 
trag für gescheitert zu erklären, eine Absage erteilt. Ein 
erster Zwischenbericht zur Reflexionsphase wird für das 
Ende der österreichischen Präsidentschaft erwartet. 

Auch die neue Bundesregierung hält an dem Ziel fest, den 
Verfassungsvertrag in seiner vorliegenden Form in Kraft 
treten zu lassen. Im Koalitionsvertrag heißt es dazu: 
„Deshalb treten wir dafür ein, die Ratifizierung des Euro- 
päischen Verfassungsvertrages über das erste Halbjahr 
2006 hinaus fortzuführen und unter deutscher Präsident- 
schaft im ersten Halbjahr 2007 neue Anstöße zu geben.“ 
Indem sich die Bundesregierung für die Verwirklichung 
des Verfassungsvertrages einsetzt, bemüht sie sich zu- 


gleich um eine weitere Stärkung der Befugnisse des Euro- 
päischen Parlaments. 

Bei den bereits nach derzeitiger Vertragslage im Mitent- 
scheidungsverfahren laufenden Gesetzgebungsvorhaben 
unterstreicht das Europäische Parlament in eindrucksvol- 
ler Weise seine Rolle als Mitgesetzgeber, der einen wich- 
tigen Beitrag auch zur Lösung festgefahrener Situationen 
im Rat leisten kann. Besondere Beachtung in der Öffent- 
lichkeit fand während des Berichtszeitraums etwa die 
Behandlung der Chemikalienrichtlinie REACH und die 
Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung im Zusammen- 
hang mit der Terrorismusbekämpfung. Im Frühjahr 2006 
steht mit der Dienstleistungsrichtlinie ein weiteres kon- 
troverses Thema zur Entscheidung an. 

Hinsichtlich der Befugnisse des Europäischen Parlaments 
sind drei Bestimmungen des Verfassungsvertrages von 
besonderer Bedeutung: 

- Das Mitentscheidungsverfahren wird - als so genann- 
tes „ordentliches Gesetzgebungsverfahren“ - zum Re- 
gelverfahren im Bereich der Gesetzgebung. Zukünftig 
würde damit auch der Bereich der Agrarpolitik dem 
Mitentscheidungsverfahren unterliegen. Damit wird 
das direkt gewählte Europäische Parlament, entspre- 
chend dem Konzept der Bürger- und Staatenunion, 
endgültig zum weitgehend gleichberechtigten Mitge- 
setzgeber innerhalb der Europäischen Union. In eini- 
gen Fällen sind Abweichungen von diesem ordent- 
lichen Gesetzgebungsverfahren vorgesehen, die dann 
jedoch eine Zustimmung des Europäischen Parlaments 
erfordern. In wenigen Fällen bleibt es auch weiterhin 
bei einem reinen Anhörungsrecht. 

- Der Kommissionspräsident wird zukünftig durch das 
Europäische Parlament gewählt, wobei der Europäi- 
sche Rat bei seinem Vorschlag die Mehrheitsverhält- 
nisse im Europäische Parlament berücksichtigen 
muss. Auf diese Weise erhalten die Unionsbürgerin- 
nen und -bürger mit ihrer Stimmabgabe bei der Euro- 
pawahl mehr Einfluss auf die Besetzung dieses Amtes. 


Zugeleitet mit Schreiben des Staatsministers für Europa beim Auswärtigen Amt vom 30. Januar 2006 gemäß Beschluss 
des Deutschen Bundestages vom 15. Juni 1989 (Bundestags drucks ache 11/4751). 
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- Die Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parla- 
ments werden erweitert. Die geltende Unterschei- 
dung zwischen obligatorischen, in denen der Rat, 
und nichtobligatorischen Ausgaben, in denen das 
Europäische Parlament das letzte Wort hat, wird auf- 
gehoben. Das Europäische Parlament ist künftig 
gleichberechtigt mit dem Rat. 

Im Rahmen der Verhandlungen über den Haushalt 2006 
erklärte sich der Rat zudem bereit, den Forderungen des 
Europäische Parlament nach einer ausführlicheren und 
aktuelleren Information im Bereich der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) entgegenzukom- 
men. 
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